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25 Jahre Sicherheitsdiskurs -
Ein Forschungsprojekt 

1. Einleitung

Unter Bezugnahme auf unterschiedlichste Bedrohungen Innerer Sicherheit 
werden seit Jahrzehnten Gesetze verabschiedet und umgesetzt, der staatli­
che Repressionsapparat ausgebaut und hochgerüstet. Die gesellschaftspo­
litische Auseinandersetzung darum ist mitnichten nur Gegenstand von 
Expertinnenstreits. Sie findet ihren Weg bis ins Feuilleton. Eckpunkte, mit 
denen zunächst allenfalls spärlich umrissen ist, was Innere Sicherheit 
bedeutet und dennoch ein Standpunkt markiert ist, von dem aus Innere 
Sicherheit interpretiert werden kann. 

Unstrittig ist deshalb zunächst bloß eines: Innere Sicherheit ist kein neues 
Thema. Die Politik Innerer Sicherheit bzw. die Gefährdungen jener Sicher­
heit, die - geht es nach ihren Protagonistlnnen - diese Politik überhaupt 
erst erforderlich mach(t)en, prägen entscheidend die innenpolitische Aus­
einandersetzung in der Bundesrepublik Deutschland. Im Zentrum jener Ein­
und Ausschlüsse legitimierenden Bedrohungsszenarien stehen Prozesse des 
Feindbildens (vgl. auch Frehsee 1997, S. 33). Ob explizit oder implizit, die 
Bedrohungen kleiden sich nicht zuletzt alltagssprachlich in kommunizierte 
Feindzuweisungen. Es handelt sich - wie es Peter Brückner und Alfred 
Krovoza 1972 nannten - um "innerstaatliche Feinderklärungen" (Brück­
ner/Krovoza 1972). Mittels ihnen wird festgelegt, wer dazu gehört und wer 
nicht- und schließlich die Leerstelle, auf die sich das "dazu" bezieht, über­
haupt erst gefüllt. 

Allerdings, das soll der Verweis auf Brückner und Krovoza zugleich andeu­
ten, rückten in den vergangenen Jahrzehnten je unterschiedliche Gruppen 
ins Zentrum jener repressiven Sicherheitspolitiken. Die beiden genannten 
Autoren kritisierten beispielsweise eine Situation Ende der 
sechziger/ Anfang der siebziger Jahre, in welcher davon auszugehen war, daß 
"die 'gewaltförmige Regelung innerstaatlicher Verhältnisse' gerade die 
Linke" traf (Brückner/Krovoza 1972, S. 8; Hervorh. i. Orig. ). Spätestens seit 
Mitte der neunziger Jahren kann demgegenüber behauptet werden, daß die 
Adressaten solcher "Regelungen" vorherrschend sog. kriminelle Auslän­
der sind (vgl. Kunz 1998, S. 189ff.). Letztere stellen in der gegenwärtigen 
Phase des Sicherheitsdiskurses zwar nicht das alleinige, aber doch das Haupt­
feindbild - und auch bei diesem geht es um die Festlegung von Zugehörig­
keit und Nicht-Zugehörigkeit. 

Zugleich ist festzuhalten: jene beiden bislang genannten Feindbilder sind 
chronologisch nicht "kurzzuschließen", d.h. es wäre völlig falsch, nach imma­
nenten Gemeinsamkeiten oder phänomenologischen Parallelen zu suchen, 
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welche begründen könnten, weshalb beide die Bedrohungskarriereleiter 
erklimmen konnten. Zwischen den Phasen ihrer je historischen Exponiert­
heit im Sicherheitsdiskurs liegen nahezu zwanzig Jahre. 

Die Gemeinsamkeit besteht vielmehr darin, daß beide Gegenstand der Poli­
tik Innerer Sicherheit waren bzw. sind, d.h. im Schnittpunkt von Interessen 
bestimmter (Staats-) Apparate, Institutionen und Akteure liegen und mit­
tels dieser als wirkungsmächtige Allgemeinkategorien überhaupt erst her­
gestellt werden. Diese Konstitutionsprozesse unterliegen einer Logik, die 
durch den offiziellen Auftrag besagter Apparate gegeben scheint (bei­
spielsweise Strafverfolgung durch Polizei und Justiz) oder auch bloß durch 
(Fort-) Bestandsinteressen von Teileinheiten des sog. repressiven Staats­
apparates (z.B. von Abteilungen, deren Daseinberechtigung seit 25 Jahren 
darin besteht, vornehmlich mit "Terrorismusbekämpfung" beschäftigt zu 
sein). Realhistorisch gehen beide Begründungszusammenhänge freilich 
ineinander über, weshalb sie sich im Einzelfall nur schwer auf einen ihrer 
Teilaspekte zurückführen lassen. 

Ebensowenig wie die Politik Innerer Sicherheit ist die Kritik hieran ein neues 
Thema (dieser Sachverhalt deutete sich in Gestalt des o.g. Zitates der bei­
den Autoren Brückner/Krovoza bereits an). Zugleich muß konstatiert wer­
den, daß die Kritik an der herrschenden Politik Innerer Sicherheit als eige­
ner Untersuchungsgegenstand - bislang - in der wissenschaftlichen Aus­
einandersetzung kaum bzw. zu wenig Berücksichtigung fand. Die Beschäf­
tigung mit dem Gegenstand Sicherheitsdiskurs darf folglich nicht bloß aus 
einer immanent kritischen Forschungsperspektive heraus geführt werden, 
die allenfalls vorgestellt oder benannt wird. Sie muß stattdessen die Kritik 
und die Kritikerinnen jener Politik Innerer Sicherheit selber exponiert in 
den Forschungsblick rücken. Sie muß in diesem Sinne die Kritik der Kritik 
als eigenen Gegenstand konstituieren. 

Erforderlich ist also eine Erweiterung des Untersuchungshorizonts. Der soge­
nannte Sicherheitsdiskurs der vergangenen 25 Jahre in der Bundesrepublik 
wird aus diesem Grund zwar im Rahmen des vorgestellten Forschungspro­
jektes entlang seiner für diesen Zeitraum feststellbaren jeweiligen Leit­
feindbilder periodisiert - wobei beabsichtigt ist, deren Veränderungen und 
Verschiebungen zu benennen und zu bewerten. Zugleich soll für den Unter­
suchungszeitraum 1972 bis 1997 jedoch besagte Kritik hervorgehoben 
berücksichtigt werden. Hierbei erscheint es vielversprechend, den Sicher­
heitsdiskurs forschungspraktisch in einen sogenannten Konservativen und 
einen sogenannten Kritischen Teil zu differenzieren. Diese Bezeichnungen 
besitzen quasi Modellcharakter. 

Es ist unabdingbar festzuhalten, welche Reichweite den Begriffen Kon­
servativ und Kritisch an dieser Stelle beizumessen ist. Besonders ist zu 
berücksichtigen, daß jene Kategorien lediglich den Versuch dokumentie­
ren, vorläufig ein Vorgehen begrifflich zu fassen, von dem neue Erkennt­
nisse hinsichtlich der untersuchten gesellschaftlichen Wirkungsweise des 
Sicherheitsdiskurses erwartbar sind. D.h. die Prüfung dieser Begriffe auf 
Tragfähigkeit ist selber Gegenstand des Forschungsprojektes. 
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Konservativ' erstreckt sich auf all jene Positionen, die ein Mehr an (staat­
lich-)repressiver Politik befürworten2. Dem Konservativen Diskurs sind 
damit zunächst auch all jene Positionen zugeordnet, die von Akteurinnen 
bezogen werden, die dem Sicherheitsapparat angehören. Der Sicherheits­
apparat wird hierbei verstanden als 

"ein vielfältig verzweigtes Gebilde mit unterschiedlichen Verantwortlichkeiten [ und 
daraus resultierend z.T. auch durchaus unterschiedlichen Interessen; Anm. d. Verf.]. 
Zu ihm gehören: Polizeikräfte der Länder ( einschließlich politischer Polizei, Bereit­
schaftspolizei und Mobiler Einsatzkommandos), Bundeskriminalamt (einschließ­
lich der 'Sicherungsgruppe' und den Abteilungen 'Staatsschutz' und 'Terrorismus'), 
Bundesgrenzschutz (einschließlich Spezialeinheiten wie GSG 9), Bundesanwalt­
schaft, Verfassungsschutz (des Bundes und der Länder), Amt für Sicherheit der 
Bundeswehr mit dem Militärischen Abschirmdienst, Bundesnachrichtendienst und 
Bundeswehr. Zuständig für diese Apparate sind die Innenminister des Bundes und 
der Länder, der Bundesminister der Justiz, der Bundesminister für Verteidigung 
und der Chef des Bundeskanzleramtes" (Seifert 1981, S. 145). 

Kritisch meint demgegenüber eine Position, die, wie bereits geschildert, vor 
allem die Zunahme staatlicher Repression als Gefahr für Bürgerrechte the­
matisiert und gleichzeitig die vordergründige Absicht und die Wirksamkeit 
solcher Sicherheitspolitiken ('Verbrechen einzudämmen', 'Kriminalität zu 
verhindern') bezweifelt3. Zum Kritischen Diskurs im hier verwendeten Sinne 
zählen nicht jene Positionen, welche herrschende Sicherheitspolitik dafür 
kritisieren, daß sie nicht weit genug gehe, d.h. daß sie zu liberal sei. Diese 
Positionen werden dem Konservativen Sicherheitsdiskurs zugerechnet. 
Diskursfragmente aus dem Medienbereich, die dem Sicherheitsdiskurs 
zugehörig sind, werden entsprechend ihrer Aussagen (wie soeben beschrie­
ben) dem Konservativen bzw. dem Kritischen Strang zugeordnet. 

Aussagen von Expertinnen, Politkerlnnen und Medien werden entlang dieser 
Differenzierung und unter Rückgriff auf eine diskurstheoretisch fundierte Unter­
suchungsmethode auf verwendete Bilder, Metaphern, auf damit illustrierte Poli­
tikkonzepte und vorherrschende Feindbildbezüge, auf das ihnen zugrunde lie­
gende Kriminalitätsverständnis und auf Schlußfolgerungen bzw. erhobene For­
derungen hin analysiert. Eine zentrale These ist hierbei, daß ein maßgeblicher 
Teil des Kritischen Diskurses die Gefährdung durch die herrschende Politik Inne­
rer Sicherheit in Gestalt eines fortschreitenden Abbaus von Grund-, Bürger-

Der Begriff konservativ ist hier nicht gemeint, im Sinne seiner umgangsprach­
lichen Verwendung insbesondere für Parteien aus dem sogenannten christ-demo­
kratischen Lager. Auch wenn diese bezüglich ihrer sicherheitspolitischen Posi­
tionen dem Konservativen Sicherheitsdiskurs zuzurechnen sind. 

2 Diese Kategorisierung beruht zudem auf der geteilten Einschätzung, daß "mitt­
lerweile[ ... ] durch Forschungen gut bestätigt [ist], daß 'Recht und Ordnung' ein 
konservatives Politikfeld ist" (Hassemer 1993, S. 55). 

3 Das Bezweifeln der Absicht unterstellt, es lägen andere als die behaupteten poli­
tischen Ziele vor, z.B. nicht die Bekämpfung von Kriminalität, sondern die 
Bekämpfung eines politischen Gegners. Das Bezweifeln der Wirkung beinhal­
tet die Aussage, daß die kritisierte Sicherheitspolitik von vorneherein ihr Ziel 
verfehle und stattdessen z.B. Sozialpolitik die bessere Kriminalitätsverhü­
tungspolitik sei. 
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und Menschenrechten sah und sieht und folglich deren Verteidigung als sein 
Hauptanliegen artikuliert. Des weiteren: daß diese Perspektive zwar historisch 
begründet ist, jedoch angesichts aktueller Verschiebungen im Feindbildungs­
prozeß - d.h. der hegemonialen, neorassistisch fundierten Ausgrenzung von 
Migrantinnen im Sicherheitsdiskurs mittels des Themas Ausländerkriminalität 
- auf ihre Stichhaltigkeit oder zumindest ihren Weiterentwicklungsbedarf hin
zu befragen ist. Schließlich soll geprüft werden, ob es zwischen Kritischem und
Konservativem Diskurs implizit zu Überschneidungen, im Sinne von gemein­
sam geteilten Grundannahmen, kommt, und zwar trotz ihres politisch gegen­
läufigen Bezuges. Hierbei wird davon ausgegangen, daß solche Überschnei­
dungen nicht nur vorzufinden sind, sondern daß sie zudem Voraussetzung dafür
sind, daß sich bestimmte Teile des Kritischen Diskurses überhaupt als ernstzu­
nehmend und ansatzweise politisch wirkungsmächtig etablieren können. Ein
Untersuchungsziel ist hierbei, diese Voraussetzung hinsichtlich ihrer gesell­
schaftspolitischen Konsequenzen zu bewerten.

Die Untersuchung rückt sich einerseits selbstdeklaratorisch in die Tradi­
tion des kritischen Strangs des Sicherheitsdiskurses, will dessen Positionen 
weiterentwickeln und findet andererseits hierin zugleich ihre erkenntnis­
theoretische Fußangel: die Kritik der Kritik durch die Brille der Kritik. Die­
ses Dilemma ist allerdings schwerlich aufzulösen. Allein durch seine Offen­
legung und Reflexion läßt es sich annähernd im Zaum halten. 

2. Forschungsgegenstand/Detaillierte Fragestellung

2.1 Politik Innerer Sicherheit- Mythos Sicherheit? 

Innere Sicherheit ist seit den siebziger Jahren ein "zentraler Terminus der 
Innenpolitik" (Busch et al. 1988, S. 435). Dessen Wurzeln und Vorläufer 
reichen indes weiter zurück. Er besitzt eine Geschichte, die nur wenig jün­
ger als die BRD ist (vgl. Schiller/Becker 1977). Sie erstreckt sich von den 
Auseinandersetzungen um die Verabschiedung der Notstandsgesetze in den 
frühen sechziger Jahren (vgl. Schiller 1988, S. 39ff.; Gössner 1988a) über 
Radikalenerlaße, Berufsverbote und Anti-Terrorgesetze in den siebziger 
(vgl. u.a. Funk/Werkentin 1977) und achtziger Jahren (vgl. Reiche! 1981, S. 
187; Lederer 1988; Schöffmann 1988; Gössner 1988b) bis hin zur Etablie­
rung der Bedrohungskonstruktion "Ausländerkriminalität" als dominie­
rendem Feindbild im Sicherheitsdiskurs-1 der neunziger Jahre. All diese Phä­
nomene wurden bzw. werden unter dem Etikett Innere Sicherheit und ihrer 
Gefährdung subsumiert. Der Anfang der siebziger Jahre markiert hierbei 
zugleich einen begrifflichen Wendepunkt. Der bis dahin vorherrschend 

4 Der Begriff Sicherheitsdiskurs findet zunächst im engeren Sinne Verwendung 
für jenes Bündel von Diskursfragmenten, in denen der Ausdruck Innere Sicher­
heit explizit genannt wird, sowie für Diskursfragmente, die sich explizit mit Kri­
minalitätsentwicklung, Kriminalitätstheorien oder Kriminalität und deren Be­
und Verarbeitung auseinandersetzen, unabhängig von der Art dieser Be- und 
y'erarbeitung. Hierbei ist zu berücksichtigen, daß am Ende des hier vorgestell­
ten Forschungsvorhabens deutlich werden kann, daß der Sicherheitsdiskurs auf­
grund bestehender Anknüpfungen an andere gesellschaftliche Diskurse einen 
breiteren Einfluß besitzt, als seine enge Begriffsauslegung anfänglich nahelegt. 
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gebrauchte Begriff "Öffentliche Sicherheit" wurde zusehends abgelöst 
vom Ausdruck "Innere Sicherheit" (vgl. Funk/Werkentin 1977, S. 189f.). 

Die Einschätzung, daß es sich bei dem Begriff Innere Sicherheit um einen 
Dreh- und Angelpunkt politischer Auseinandersetzung handelt, geht 
bereits seit den siebziger Jahren mit der Vermutung einher, daß gerade des­
sen begriffliche Unbestimmtheit5 seine Geltungskraft begründet: 

"Die öffentliche Diskussion um Politik in diesem Lande scheint heute ohne den 
Begriff der "inneren Sicherheit' kaum mehr möglich. Von vielen Politikern wird 
innere Sicherheit zur notwendigen Vorbedingung einer freiheitlichen Gesellschaft 
und der Existenz bürgerlicher Freiheiten erhoben. Und die Aufmerksamkeit des 
Publikums dürfte den Politikern angesichts der von Meinungsforschern immer wie­
der festgestellten Angst und Sorge um Sicherheit bei rund zwei Dritteln der Bevöl­
kerung gewiß sein. Doch vor was haben die Befragten Angst und welche 'Sorge 
für die innere Sicherheit' bewegt die Politiker? Erklärt sich das bei Umfragen zutage 
tretende Angstpotential tatsächlich aus einer faßbaren, für alle Befragten identi­
schen Befürchtung oder resultiert die abgefragte Sorge um innere Sicherheit nicht 
eher daher, daß wohl kaum ein Begriff in der politischen Diskussion so vielfältige 
Assoziationen auslöst und so widersprüchliche Bedeutungsinhalte umfaßt wie das 
Schlagwort innere Sicherheit?" (Funk/Werkentin 1977, S. 189; Hervorh. i. Orig.). 

Exponierte Verfechterinnen der Politik Innerer Sicherheit thematisierten 
den Zusammenhang - Innere Sicherheit sei Vorbedingung einer "freiheitli­
chen Gesellschaft"6 

- indem sie, quasi im Umkehrschluß, aus Unsicherheit 
- meist gleichgesetzt mit anwachsender Kriminalität - die Gefährdung des
"demokratischen Staates" ableiteten: "Das Anwachsen der Kriminalität hat
mancherorts Zweifel an der Fähigkeit des demokratischen Staates entste­
hen lassen, mit den Gefahren fertig zu werden" (o.N. 1972, S. 3). Diese Ein­
schätzung findet sich nicht irgendwo, sondern an einem prominenten Ort.
Sie stammt aus dem "Programm für die innere Sicherheit", das die Innen­
ministerkonferenz am 17. Juni 1972 beschlossen hat- und sie gibt zu erken­
nen, was Innere Sicherheit eigentlich sei: "Die Innere Sicherheit ist ein zen­
trales Thema der politischen Gegenwart. Es geht dabei vorrangig um den
Schutz des Einzelnen vor dem Verbrechen" (Innenministerkonferenz 1974,
S. Bl). Diese Eingrenzung der Inneren Sicherheit- Schutz vor Verbrechen
- provoziert eine staatstragende Sachzwanglogik. Der Inhalt dieser Politik
stellt sich, auch heute noch, als Kriminalitätsbekämpfung dar und die wird
wiederum als Aufgabe der Polizei fixiert7: "Garant zur Gewährleistung der

5 Der Begriff Innere Sicherheit wurde bislang nichtrechtsverbindlich definiert 
(vgl.Jaschke 1991, S. 74ff.). 

6 Zum Teil spiegelt sich dieser Gedanke auch in einer Auffassung wieder, die Innere 
Sicherheit als den "Idealzustand einer vollkommenen Verwirklichung des Rechts­
staates, in dem die Bevölkerung keinen kriminellen Beeinträchtigungen, schwe­
ren Unfällen und Katastrophen ausgesetzt ist" (Rupprecht 1995, S. 275) versteht. 

7 Dieser Umstand erklärt auch den hohen Stellenwert, den Fragen zu Polizeistärke, 
Funktion und Befugnis von Polizei oder z.B. auch die Kritik an Polizeieinsät­
zen besitzen. Zugleich lenkt die Ausrichtung auf Polizei, sofern der Betrachter 
sie reproduziert, ab von anderen, nicht weniger wirkungsmächtigen Teilen des 
Sicherheitsdiskurses. Umgekehrt läßt sich formulieren, daß der Sicherheitsdis­
kurs in seiner Polizeifixiertheit seinen stärksten Strang, seine gesellschaftlich hege­
monial verankerte Position dokumentiert. 
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inneren Sicherheit im demokratischen Rechtsstaat [ist] in erster Linie die 
Polizei" (Seiters 1993, S. 14; vgl. auch Innenministerkonferenz 1993, S. 4). 

Paradox erscheint, daß trotz der engen Auslegung Innerer Sicherheit -
Schutzgarantie vor Verbrechen - ihr Gegenstand zugleich recht vage bleibt: 
Abwesenheit von Kriminalität. Vage deshalb, weil keine Handlung per se 
kriminell ist; vielmehr ist diese Zuschreibung das Ergebnis von historisch 
sich ändernden Auswahl-, Zurichtungs- und Verarbeitungsprozessen in einer 
Gesellschaft (vgl. Althoff/Leppelt 1995, insbes. S. 12ff.). Diese Vagheit 
gewährleistet indes, daß der Sicherheitsdiskurs an andere Ausgrenzungs­
strategien leicht anknüpfen kann. Sie stellt insofern dessen eigentliches 
Potential dar. Die Instrumente der Kontrolle und Repression schaffen in 
diesem Sinne gar erst die Verbrechen, die zu kontrollieren sie beabsichti­
gen. Sie geben die Raster vor, nach denen gefahndet und gefunden wird. 
So verstanden verfügt der Sicherheitsdiskurs über Ausgrenzungsresourcen 
ersten Ranges. Wer ihn dominiert, legt fest, wer als Feind der Inneren Sicher­
heit zu gelten hat und umgekehrt, wer zu den Bedrohten zu zählen ist. In 
diesem Sinne wirkt der Sicherheitsdiskurs sowohl aus- wie eingrenzend. 

Auffällige Gemeinsamkeit über den gesamten, dieser Arbeit zugrunde geleg­
ten Zeitraum hinweg ist, daß im Sicherheitsdiskurs jeweils besondere, histo­
risch-spezifische Gefährdungslagen unterstellt wurden bzw. werden, die 
einen entsprechenden ordnungspolitischen Handlungsbedarf nahelegen. Die 
mit jenen .Gefährdungslagen einhergehenden staatlich-repressiven Inter­
ventionen oder doch wenigstens Interventionsvorhaben (bspw. Verschär­
fungen des Strafrechts, Einschränkungen von Verteidigerlnnenrechten, 
Befugniserweiterungen von Polizei und Geheimdiensten) werden gesell­
schaftlich, in Anbetracht der nahegelegten Größe der Bedrohungen, 
zumeist als dringend erforderlich, mindestens jedoch als plausibel vermit­
telt. D.h.: den Sicherheitsdiskurs durchziehen seit jeher die von Sicher­
heitsexpertinnen, Politikerinnen und Medien ermittelten, befürchteten und 
verbreiteten einschlägigen Feindbilder im Sinne von Eskalationen einer ent­
sprechenden, jeweils aktuellen Sicherheitslage und deren Abwehr.8 

8 Hierunter sind u.a. als krisenhaft bezeichnete oder häufig als Kriminalitätsexplo­
sion vorgestellte innenpolitische Szenarien zu verstehen. Die Dramatisierung oder 
Eskalation erweist sich als tragendes Motiv sowohl der Protagonistinnen als auch 
der Kritikerinnen herrschender Sicherheitspolitik, allerdings mit je umgekehrter 
Wertung. Steigt bei den einen die Kriminalität dramatisch, so bei den anderen die 
Eingriffe in Freiheitsrechte. Da beide Klagen bereits seit längerem erhoben wer­
den und je gegenläufige Vorgehen untermauern helfen, stellt sich die Frage, was 
jenseits aller Rhetorik die qualitativen Punkte markiert, deren Erreichen von allen 
Beteiligten -unbesehen ihrer politischen Gegenläufigkeit-befürchtet wird? Wenn 
Kriminalität seit Jahren dramatisch steigt und explodiert, bisher umgesetzte Stra­
tegien und neue Gesetze als nicht weit genug gehend beklagt werden und schließ­
lich die Innere Sicherheit als stetig abnehmend beschrieben wird, müßte sich diese 
Gesellschaft doch bereits seit längerem jenseits des sicherheitspolitischen point of 
no return befinden und im Kriminalitätschaos versunken sein? Umgekehrt müßte 
der von den Kritikerinnen befürchtete Wendepunkt, zu dessen Verhinderung 
Widerstand ständig angemahnt wird, angesichts der - folgt man den Kritiken der 
vergangenen 25 Jahre-anhaltenden Aushöhlung des Rechtsstaats ebenfalls schon 
überschritten, d.h. das Jenseits der Rechtsstaatlichkeit längst erreicht sein. 
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2.2 Kritik Innerer Sicherheit -Mythos Kritik?

Eng verschränkt sind damit die Versuche von Kritikerinnen, der herr­
schenden Politik Innerer Sicherheit nachzuweisen, daß sie bspw. Demokratie 
"erodiere" (vgl. Seifert 1995a, S. 41f.; ders. 1981, S. 145ff.), "aushebele" (vgl. 
Narr 1997, S. 11 f.) bzw. Rechtsstaatlichkeit lediglich vortäusche. So kriti­
sieren z.B. Narr et al. (1990), daß "die wechselnden Regierungsparteien( ... ) 
seit den siebziger Jahren fortlaufend dabei [sind], die 'Innere Sicherheit' 
mit großmaschigem rechtlichen Netz auszuweiten und in rechtlicher Form 
die substantielle Entrechtlichung des Bürgers zu betreiben" (Narr et al. 1990, 
S. 275).

Dabei betonen die Kritikerinnen den Sachverhalt, daß diese Ausweitung zwar 
"äußerlich", d.h. der Form nach rechtsstaatlich sei, nicht so jedoch ihrem inne­
ren Gehalt nach: "Mit Hilfe des Pochens auf den 'Rechtsstaat' und mit Hilfe 
äußerlich "rechtsstaatlicher' Regelungen ist es jedenfalls in der Bundesre­
publik gelungen, die Substanz der Grundrechte massiv auszuhöhlen" (Narr 
et al. 1990, S. 275). Diese kurzen Beispiele sollen hier stellvertretend für den 
stärksten Strang des Kritischen Sicherheitsdiskurses stehen. Dessen Argu­
mentation ruht- so eine Vorannahme - maßgeblich auf dem Bezweifeln der 
Rechtsstaatlichkeit bestimmter staatlicher Vorgehensweisen, bereits erlas­
sener wie auch in Vorbereitung befindlicher Gesetze und deren Unverein­
barkeit mit bestehenden Grund- und Bürgerrechten. Er vertritt als Gegen­
position einerseits die unbedingte Einhaltung bzw. Garantie jener Grund­
und Bürgerrechte und versucht andererseits nachzuweisen, daß die von Vetre­
terlnnen des Konservativen Sicherheitsdiskurses behaupteten Steigerungen 
jährlicher Kriminalitätsraten und die bemühten Bedrohungsszenarien letzt­
lich überzogen seien. Daran schließt sich z.T. der Versuch an, die weniger 
im Kern, sondern zumeist in Höhe und Umfang bezweifelte Entwicklung 
von Kriminalität (vgl. bspw. Klingst/Pfeiffer 1995, S. 27), deren Ursachen (vgl. 
Klingst/Pfeiffer 1995, S. 36f.) und schließlich ein angenommenes Sicher­
heitsbedürfnis der Bevölkerung ( vgl. Klingst/Pfeiffer 1995, S. 27ff.) bzw. ernst­
genommene "Bedrohungsgefühle" derselben ( vgl. Pütter 1997, S. 16f.) 
durch bessere Sozialpolitik und Demokratisierung adäquater bearbeiten bzw. 
berücksichtigen zu können (vgl. Gössner 1995, S. 24). 

Den Sicherheitsdiskurs und die in dessen Mittelpunkt stehenden Feindbil­
der prägen hierbei- im historischen Verlauf- sowohl Kontinuitäten als auch 
Veränderungen. Von Interesse ist häufig in erster Linie, wer oder was im 
Konservativen Sicherheitsdiskurs als Bedrohung und wer als bedroht prä­
sentiert wurde und wird. Worin bestehen eben jene Veränderungen 
und/oder Verschiebungen, welche Kontinuitäten lassen sich feststellen? 
Worin liegen sie möglicherweise begründet? Diese Fragestellung ist jedoch 
unbedingt um eine entscheidende Dimension zu erweitern: wie verhielt und 
verhält sich dazu der Kritische Diskurs? Wobei dieser freilich nicht als han­
delndes Subjekt bzw. sozialer Akteur zu denken ist, wenn von "sich ver­
halten" die Rede ist. 

Die Einführung dieser Dimension resultiert aus der Annahme, daß der vor­
gestellte maßgebliche Inhalt des Kritischen Diskurses, Grund- und Bür­
gerrechte zu verteidigen und deren Abbau zu beklagen oder zu skandali­
sieren, einer bestimmten Phase des Sicherheitsdiskurses ursprünglich zuzu-
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ordnen ist: einer Phase in den sechziger und siebziger Jahren, in der die Aus­
grenzung des innenpolitischen Gegners den Sicherheitsdiskurs dominierte. 
Die Einschätzung, derzufolge in diesem Zeitraum der innenpolitische Geg­
ner als Hauptfeind galt, ist im folgendem Zitat angelegt: 

"Verpolizeilichung der Auseinandersetzung mit einem zum Feind erklärten 
innenpolitischen Gegner bedeutet gerade im Unterschied zu den fünfziger Jah­
ren mit ihrem Bezugspunkt offener Bürgerkrieg nicht eine möglichst starke Aus­
rüstung für den Fall X, sondern die Möglichkeit, im Alltag präventiv die Ent­
stehung von sozialen Konflikten und Gefahrensituationen beobachten und kon­
trollieren zu können. Dies erfordert dann auch eine Senkung der Einsatz­
schwellen in die Sphäre der Freiheitsrechte des einzelnen" (Funk/Werkentin 
1977, s. 203). 

Die Wahrnehmung, daß die Ausgrenzungsleistung dem "innenpolitischen 
Gegner" galt, ist hierbei das Entscheidende. Denn zugleich gab diese Beur­
teilung, mit ihrem Verweis auf die Intervention in die "Sphäre der Frei­
heitsrechte", die Hauptkritiklinie logisch vor: die Abwehr der drohenden 
Senkung der Einsatzschwelle in die Sphäre der Freiheitsrechte. So sehr der 
innenpolitische Gegner mit eben dieser Strategie ausgebürgert wurde, so 
berechtigt, so nötig erschien im Gegenzug der Ansatzpunkt, diese Rechte 
zu verteidigen. 

Der innenpolitische Gegner wurde dabei übersetzt als Bürger. So schilderte 
Seifert (1981) den Wandel des Feindbildes, indem er feststellte, daß es 1971 
während der sozial-liberalen Koalition der Ära Brandt - "unter dem Druck 
der CDU, unter maßgeblicher Einwirkung des Verfassungsschutzes" - zu 
einer Wende gekommen sei. Seit diesem Zeitpunkt stünden Bundesrepu­
blik und Sicherheitsapparate in einer Frontstellung gegen Linksextremisten. 
Im Unterschied zur Ara Adenauer seien nicht mehr primär Kommunisten 
Hauptfeinde, im Sinne von Mitgliedern der DKP und ihr verbundener Orga­
nisationen (vgl. Seifert 1981, S. 161 ), vielmehr galten von damals an als Feinde 
"auch andere kommunistische oder sozialistische Organisationen, sogar ad 
hoc-Gruppen und Bürgerinitiativen, ebenso das Umfeld terroristischer Grup­
pierungen" (Seifert 1981, S. 161). Äußerst bedeutsam ist nun die Zuspit­
zung, welche die kritisierte Ausweitung des Feindbegriffes durch Seifert 
erfuhr: "Das hat zu grundsätzlichen Veränderungen geführt: Der Feind ist 
nicht mehr als Organisation zu erfassen. Jeder kann ihm helfen. Der Bür­
ger wird zum Sicherheitsrisiko" (Seifert 1981, S. 161). Die herrschende Ein­
schätzung vom "Bürger als Sicherheitsrisiko" wird, wörtlich, in einem wei­
teren Beispiel beklagt (vgl. Narr 1977). Diese Kritik zielte darauf ab, "die 
Überreaktion des perfekten Sicherheitsstaates, die eben nicht mehr Schutz 
für die Bevölkerung, sondern Rechtfertigung für die Einschnürung demo­
kratischer Rechte bringt" (Duve 1977, S. 6), zu kritisieren. Das Skandalon 
beruhte (unabhängig ob intendiert oder nicht) darauf, daß "Wir Bürger" 
ungerechtfertigt und im darin angelegten Gegensatz zu tatsächlich Krimi­
nellen als Sicherheitsrisiko zugerichtet und belauscht würden. Eine Inter­
pretation, die durch den vollen Wortlaut des Titels des o.g. Buches noch 
unterstrichen wird: "Wir Bürger als Sicherheitsrisiko - Berufsverbot und 
Lauschangriff - Beiträge zur Verfassung unserer Republik" (Narr 1977). 
Der Titel deutet an, worin die Brüskierung bestand: Teilhaber (von Rech­
ten) - "Wir Bürger" - beklagen den Ausschluß mittels repressiver Sicher-
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heitspolitik aus "unserer Republik". Beklagt wurde der Ausschluß berech­
tigten Protests, mithin die durch eine gesamtgesellschaftliche Stimmung legi­
timierte Aberkennung des Rechtes auf solchen ( oder zumindest potentiel­
len) Protest, die sich im Sicherheitsdiskurs realisierte und die letztlich als 
Entrechtlichung zu bezeichnen ist (vgl. Narr et al. 1990, S. 275; auch 
Busch/Funk 1979, S. 222f.). Sie setzte indes nicht nur das fiktive, sondern 
zugleich das faktische Innehaben dieser Rechte voraus. 

Ihren Höhepunkt hatte diese Phase im sogenannten Deutschen Herbst. Um 
Ende der siebziger Jahre der Kriminalisierung bzw. einer Einstufung als 
Sicherheitsrisiko zu entgehen, wurde versucht, sich vom "Terroristen­
mord" zu distanzieren (vgl. Duve 1977; auch Negt 1973). Man wandte sich 
folglich nicht nur gegen "die Überreaktion des perfekten Sicherheitsstaa­
tes", sondern zugleich gegen "Mord und Terror": "Mord und Terror müs­
sen der Schwere des Verbrechens entsprechend verfolgt und geahndet wer­
den ( ... ) Mord und Terror werden am besten dadurch bekämpft, daß Demo­
kratie ausgebaut und sozial begründet wird - nicht dadurch, daß sie einge­
schränkt wird" (Duve 1977). 

Die Selbstpositionierung zwischen "Terroristenmord" und "Sicherheitsstaat" 
zeigt zugleich, wie die Trennung in vermeintlich objektive Faktenlage einer­
seits und Reaktion darauf andererseits, die Kritikerinnen mit den Prota­
gonistinnen staatlicher Sicherheitspolitik trotz aller Differenzen einte. 
"Mord" und "Terror" waren die Begriffe, welche scheinbar unabhängig vor­
gegeben waren.9 

Die Reaktion auf" Ausgrenzung politischen Protestes" ( vgl. J aschke 1991, 
S. 22ff.), die versuchte Zurückweisung der Kriminalisierung von Bürger­
protest hatte und hat Konsequenzen, die der herrschenden Logik Innerer
Sicherheit nicht zuwiderlaufen. Vielmehr gelingt der Versuch, sich aus der
Umklammerung herrschaftlich zugewiesener Normabweichung zu lösen, nur
um den Preis, eine stattfindende Kriminalisierung auf sich bezogen als unge­
rechtfertigt zu skandalisieren und sie solcherart anderen, wohl tatsächlich
Kriminellen gegenüber als angebracht erscheinen zu lassen. Diese Tendenz

9 Dies ist auch ein Beispiel für die vorangehend beschriebene Tendenz im Kriti­
schen Sicherheitsdiskurs, die Gefährdung einer Sicherheitslage oder die schein­
bare Objektivität einer Bedrohung nicht im Kern zu bestreiten, sondern ledig­
lich die Reaktion darauf zu kritisieren. Gleichwohl ist festzuhalten: Beschrieben 
wird hiermit eine der Tendenz nach seinerzeit verbreitete Selbstpositionierung 
kritisch-liberaler, mithin linker Intellektueller in der Bundesrepublik. Dabei darf 
nicht außer acht gelassen werden, daß etwa im Deutschen Herbst die aufge­
herrschte Unterwerfungsgeste nicht samt und sonders bezeugt wurde. Dies zeigte 
sich beispielhaft in der Auseinandersetzung um die obrigkeitsstaatliche Gänge­
Jung und Maßregelung Peter Brückners bzw. der Diskussion, die schließlich dazu 
führte. Sie markierte den Versuch (im Kontext der sog. Mescalero-Dokumenta­
tion), eine politische Position zu entwickeln und stark zu machen, welche sich 
der begrifflichen und intellektuellen Nötigung von Staats wegen verweigerte. Die 
Folge war bekanntlich ein Exempel (Vgl. Krovoza et al. 1981; Boehnke/Richter 
1977). Ohne jedoch diese ebenfalls vorfindbaren Stimmen ignorieren zu wollen, 
muß man konstatieren, daß solche minoritär blieben bzw. gesellschaftliche 
Gegenmacht nicht im erforderlichen Umfang konstituieren konnten. 
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zeigt sich beispielsweise auch in einer Einschätzung, die beklagte, daß sich 
"das Konzept 'innere Sicherheit' nicht auf die traditionelle Bekämpfung der 
Kriminalität beschränkt [ ... ],sondern ausdrücklich auf 'Objektbereiche' poli­
tischen Handelns ausgedehnt" (Schiller/Becker 1977, S. 213) wird. 

Die Perspektive der Kritik, die Entrechtlichung zu beklagen und zurück­
zuweisen, die in der angedeuteten historischen Entwicklung ihre Ursache 
hat, dominiert bis heute die kritische Linie im Sicherheitsdiskurs. Beabsichtigt 
ist, diese Position, vor dem Hintergrund sich neuerlich verschiebender Pro­
zesse der Feindbildung, zu überprüfen. War in den siebziger und auch noch 
achtziger Jahren der kritische Reflex auf die Hauptfeindbilder staatlicher 
Sicherheitspolitik ("Terroristen", "Sympathisanten", "Linke", schließlich 
den "Bürger als Sicherheitsrisiko") - trotz der eben angemahnten Ein­
schränkung - zumindest plausibel, so wird er brüchig angesichts der Ver­
schiebungen im aktuellen Diskurs. Ausgegrenzt werden gegenwärtig vor­
herrschend Migrantinnen, denen hierüber die Attribute Fremdheit und 
Bedrohlichkeit zugeschrieben werden.10 

Relativ unscharf wird im Sicherheitsdiskurs sowohl von Grund-, von Men­
schen- und von Bürgerrechten gesprochen. Ein Dilemma ist, daß, wenn man 
sich beispielsweise auf eine formaljuristische Definition für Staatsbürgerin 
bezieht, in der BRD lebende sogenannte Ausländerinnen eingeschränkt Trä­
gerinnen dieser Rechtsgarantien sind.11 Verlegt man sich umgekehrt auf eine 

10 An diesem Punkt berührt die Untersuchung zugleich staats- und verfassungs­
rechtliche Fragen, insbesondere nach Geltungskraft und Reichweite von 
Grundrechten, nicht zuletzt im Zusammenhang mit dem Staatsangehörig­
keitsrecht (vgl. Hesse 1982, S. 115ff.; Seifert 1995b, S. 93). Sie dokumentiert 
insofern auch den Zusammenhang zwischen Sicherheitsdiskurs und beispiels­
weise der Auseinandersetzung um die Änderung des Asylrechts. 

11 Diesen Sachverhalt illustriert folgendes Beispiel: Unter der Überschrift "Keine 
freie Ortswahl für Asylbewerber" meldete die Frankfurter Rundschau (FR) am 
5. Juni 1997, daß "nach einer einstimmig ergangenen Entscheidung des Bundes­
verfassunsgerichts [ ... ] Asylbewerbern ein Aufenthaltsbezirk zugewiesen wer­
den [ darf], den sie nicht ohne Erlaubnis verlassen dürfen." Der Kritik, hier werde
ein Grundrecht massiv eingeschränkt, kommt die oberste Verfassungsbehörde
zuvor, indem sie absolutierend feststellt:" Das entsprechende Asylverfahrensgesetz
verstoße nicht gegen Grundrechte." Diese Entscheidung schreibt zuvorderst die
Konstruktion von Verschiedenheit fort. Sie plausibilisiert die Ungleichbehand­
lung von Asylbewerberinnen, im Sinne von Nicht-Deutschen, indem sie zum einen
die Einschränkung ihrer Bewegungsfreiheit legitimiert und zum anderen baga­
tellisiert. So sei "eine übermäßige Einschränkung der Persönlichkeitsrechte nicht
zu befürchten" ( alle Zitate FR). Die interessante Frage ist nunmehr nicht, ob die
Ungleichbehandlung gerechtfertigt ist, sondern ob sie "übermäßig" ist. Letztlich
verschiebt sich die Aussage solch einer Entscheidung vor dem Hintergrund des
herrschenden institutionellen und gesamtgesellschaftlichen Umgangs mit Men­
schen, die als Nicht-Deutsche konstruiert werden, von der formaljuristischen
Ebene auf die Frage, worin wohl die Ungleichheit besteht, die solche Ein­
schränkung rechtfertigt. In diesem Sinne stellt ein ungleich zugestandenes Recht
auf Bewegungsfreiheit seinerseits einen wirkungsmächtigen Status erst her,
bebildert gewissermaßen Vorstellungen von Ungleichheit.
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Position, die den Status, Staatsbiirgerln zu sein, weit auslegt, dann hängt die 
Faktizität, (d.h. die konkrete Umsetzung, Ausgestaltung und letztlich Inan­
spruchnahme der mit dem Staatsbürger Innenstatus verbundenen Garantien) 
um so mehr von gesellschaftlichen Kräfteverhältnissen ab. Denn: Träger In 
dieser Garantien zu sein, verbürgt nicht zwingend, daß man sie unterschiedslos 
geniessen kann. In eben diesem Kontext ist der Sicherheitsdiskurs von ent­
scheidender Bedeutung. Er interveniert in die Auseinandersetzung um Fest­
legung von Zugehörigkeit und Nichtzugehörigkeit, d.h. von Inan­
spruchnahme und Verwehrung jener Garantien. Sein strategisches Moment 
besteht unter anderem genau darin, "Einschränkungen des bürgerlichen 
Gleichheitspostulats zu legitimieren" und "Grenzen des Anspruchs auf Aner­
kennung von sozialen Rechten zu bestimmen" (Ronneberger 1997). Die Pro­
duktion und Besonderung der/des Anderen, Fremden mittels Sicherheits­
diskurs fundiert maßgeblich die Einsicht und Akzeptanz dieser Einschrän­
kungen. Sofern man das Bundesverfassungsgericht als höchste Institution und 
letzte Instanz einer solchen Entscheidung ansehen möchte, ist der Sicher­
heitsdiskurs das diesbezüglich vor- oder besser: ausgelagerte, im eben ange­
deuteten Sinne ent-institutionalisierte Terrain, auf dem um die Festlegung, 
wer Staatsbürgerrechte (bzw. Grund- und Bürgerrechte) verwirkt bzw. nie 
besessen hat und nie besitzen wird, gekämpft wird. 

3. Methode/Design

3.1 Diskursanalyse 

Der Sicherheitsdiskurs in seinem Umfang und Gehalt wird unter metho­
dologischem Rückgriff auf einen diskurstheoretischen Ansatz (vgl. Alt­
hoff/Leppelt 1995) rekonstruiert. Daraus leitet sich auch die nähere 
Methode der Diskursanalyse ab (vgl. hierzu beispielsweise Keller 1997). Da 
das Verfahren indes nicht auf eine spezifische inhaltlich-thematische Aus­
richtung festgelegt ist (hier: Innere Sicherheit), lassen sich methodische Fort­
entwicklungen aus seiner Anwendung in anderen Forschungsfeldern her­
anziehen (vgl. Höhne/Kunz/Radtke 1999) und in Teilen übertragen. Mit­
hilfe des Verfahrens werden spezifische Dokumente, Erklärungen und Stel­
lungnahmen (Diskursfragmente) vorgestellt und analysiert 12• Dabei ist 
davon auszugehen, daß jene Diskursfragmente insbesondere darüber hin­
ausreichen, bloße persönliche Meinungsäußerungen zu sein, was ihnen oft­
mals unterstellt wird. Eben diese irreleitende Reduktion auf individualisti­
sche Positionsbestimmungen macht andere Begriffe, wie z.B. Diskussion, 
Debatte oder Meinungsstreit über Innere Sicherheit, untauglich. Der inten­
dierte Diskursbegriff stellt im Gegensatz dazu einen sehr offensiven, expli­
zit (gesellschafts-)politischen Zusammenhang zwischen sog. subjektiven 
sprachlichen Äußerungen und Gesellschaft her. 

Die Rekonstruktion des Sicherheitsdiskurses erfolgt allerdings nicht nur 
thematisch, sondern auch disziplin- und vor allem akteursspezifisch (vgl. 
Keller 1997, S. 326). Es bietet sich an, die besondere Rolle bestimmter 

12 Wobei methodisch jeweils näher erörtert werden muß, was unter "'Dokument", 
"Erklärung" oder "Stellungnahme" exakt zu verstehen ist. 
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Akteure und Gruppen aus ihrer Elitewgehörigkeit zu begründen (vgl. 
hierzu Hall 1989, S. 141; Dijk 1991, S. 10). Zur Elite werden - vor dem 
Hintergrund der zugrunde gelegten thematischen Definition von Sicher­
heitsdiskurs - Angehörige des Sicherheitsapparates, sogenannte Sicher­
heitsexpertinnen, Wissenschaftlerinnen, Politikerinnen und Medienver­
treterinnen gerechnet. Ebenso besteht eine Vorannahme in dem beson­
deren Wirkungszusammenhang, in dem sich die genannten Gruppen 
zueinander befinden: die berufsbedingte Perspektive der Mitglieder des 
Sicherheitsapparates führt zu Lageeinschätzungen (z.B. Polizeiliche Kri­
minalstatistiken) und daraus resultierenden Lösungs(an)geboten, die von 
Berufspolitikerinnen zu politischen Konzepten verdichtet werden und die 
letzlich in Gesetzesvorschläge und schließlich in Gesetze münden (Asyl­
gesetz, Verbrechensbekämpfungsgesetz, Gesetz gegen die Organisierte 
Kriminalität etc.). Übersetzungsarbeit leisten hierbei die Medien: "Der 
Mediendiskurs, über den auch ein Großteil der politischen Rede erst ihre 
Bedeutung erhält, ist gegenwärtig wohl der zentrale Ort der Formierung 
subjektiver Haltungen und kultureller Positionen einer Gesellschaft" (Ger­
hard 1992, S. 11 ). 

Diese Übersetzungsarbeit ist freilich nicht als bloße Weitergabe zu verste­
hen. Die Medien stellen folglich nicht den 'Transmissionsriemen' einer ande­
renorts ersonnenen Sicherheitpolitik dar. Sie sind dessen eigenständiger 
Bestandteil. Sie versehen den Diskurs mit Gewißheiten in Form paradig­
matischer Geschichten sowie narrativen Elementen und visualisieren stati­
stisches, juristisches oder auch polizeiliches Expertinnenwissen. Sie kom­
plettieren das gesellschaftliche Wissen über das, was Innere Sicherheit und 
ihre Bedrohung ist. 

3.2 Textkorpus 

Dieses akteursspezifische Verständnis strukturiert zugleich die Einteilung 
und Zuordnung des Untersuchungsmaterials. Der Sicherheitsdiskurs läßt sich 
nach Expertinnen, Politikerinnen und Medien ausdifferenzieren. Der zu ana­
lysierende Textkorpus umfaßt demzufolge Texte von Expertinnen und Poli­
tikerinnen sowie Medienberichte aus dem Zeitraum von 1972 bis 1997. Hier­
bei handelt es sich sowohl um Buch- bzw. Zeitschriftenveröffentlichungen 
von (institutionengebundenen und nicht-institutionengebundenen) Einzel­
personen oder Initiativen als auch um amtliche Texte, Plenarprotokolle, Pres­
seerklärungen bzw. Veröffentlichungen von Bundesministerien (insbeson­
dere für Inneres), Behörden und Parteien. Die den Texten, d.h. den Dis­
kursfragmenten zu entnehmende Funktion ihrer jeweiligen Autorinnen, Her­
ausgeberinnen oder Sprecherinnen ist Basis für deren Einordnung als 
Expertinnen, Politikerinnen oder eben Medienvertreterinnen. 

Zugleich müssen die Texte selbst, mittels einer formalen Diskursanalyse, 
klassifiziert werden. Das Interview eines/r kritischen Expertin in der Illu­
strierten Stern würde somit dem Sicherheitsdiskurs in den Medien zuge­
ordnet. Ein Aufsatz derselben Person, bspw. im Periodikum Bürgerrechte 
& Polizei/CILIP, würde, auch wenn es sich hierbei um ein Printmedium 
handelt, einem über Wissenschaftlichkeit und über eine spezifisch regle­
mentierte Rede- und Schreibweise geprägten Diskursstrang zugeordnet. 
Eine spezifische Benennung desselben soll in der Arbeit vorgenommen wer-
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den. Vorläufig kann er als kritischer Fach- oder Spezialdiskurs bezeichnet 
werden. 

Um die Materialmenge überschaubar zu halten, wird überdies der Text­
korpus hinsichtlich aller drei genannten Bereiche auf Printmedien 
beschränktL\ Es kommt hier zu einer Engführung des Materials, abhängig 
vom jeweiligen Bereich. 

a) Politik: Untersucht werden die ersten, d.h. unmittelbar nach Amtsantritt
gehaltenen Bundestagsreden aller im Zeitraum zwischen 1972 und 1997
amtierenden Bundesinnenminister. Es ist zu erwarten, daß in jenen Reden
sowohl Einschätzungen hinsichtlich der Positionen der jeweiligen Amts­
vorgänger, als auch programmatische Äußerungen hinsichtlich der beab­
sichtigten Fortführungen und/oder Änderungen der Politik Innerer Sicher­
heit aufzufinden sind. Da die Amtsinhaber im Zeitverlauf unterschiedlichen
politischen Parteien angehörten, ist gewährleistet, daß es sich nicht um die
Rekonstruktion von Positionen bloß einer Partei handelt.

Überdies sollen sämtliche verfügbaren Presseerklärungen der Bundesin­
nenminister hinzugezogen werden, die im Rahmen der Veröffentlichung der 
jährlichen Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS) der Bundesrepublik 
Deutschland verfaßt wurden. Die im Juni bzw. Juli eines Jahres erscheinende 
PKS für das entsprechende Vorjahr wird für gewöhnlich im Rahmen einer 
Pressekonferenz durch den jeweils amtierenden Bundesinnenminister der 
Öffentlichkeit vorgestellt. Üblicherweise werden diese Präsentationen - in 
Form von Presseerklärungen - auch als schriftliche Dokumente verfügbar 
gemacht. Eine Voranalyse der Erklärungen aus den Jahren 1997, 1996 und 
1995 zeigte, daß hierin auch Aussagen über die allgemeine Entwicklung der 
Inneren Sicherheit in der Bundesrepublik und ihrer Bedrohungen gemacht 
werden. Über diesen Zugang lassen sich deshalb für den gesamten Zeitraum 
von 25 Jahren sowohl Kontinuitäten als auch Veränderungen hinsichtlich 
der Einschätzung der Sicherheitslage (und wie darauf zu reagieren sei) rekon­
struieren. In Einzelfällen, jedoch weniger systematisch, wird weiteres Quel­
lenmaterial berücksichtigt. 

b) Expertinnen: Beabsichtigt ist die Untersuchung einschlägiger Fachpu­
blikationen. So wird das seit 1978 erscheinende Periodikum Biirgerrechte
& Polizei/Cl LI P untersucht. Aufgrund seiner Gründungsgeschichte und Ver­
öffentlichungstradition (vgl. http://www.infolinks.de/medien/cilip/infos/
history.htm, 20.8.1999) gilt es in der Untersuchung als repräsentativ für den
Kritischen Diskursstrang. Hinzu kommen Buchpublikationen aus der Zeit
zwischen 1972 unde 1997, die sich kritisch mit der herrschenden Politik Inne-

13 Es ist bei dieser Herangehensweise auf Abgrenzungsprobleme zu achten. So 
ließe sich beispielsweise ein Zeitungsinterview eines Parteipolitikers zunächst 
sowohl dem Bereich Politik als auch dem Bereich Medien zuordnen. Solch eine 
Frage läßt sich letzten Endes zwar nur am konkreten Einzelfall verhandeln, indes 
verweist das Beispiel auf die Notwendigkeit, die Zuordnungskriterien in die­
ser Hinsicht detailliert zu diskutieren bzw. Einschränkungen der Eindeutigkeit 
vorgenommener Zuordnung hervorgehoben anzumerken. 

Krim. Journal. 31. Jg. 1999. H. 4 301 



rer Sicherheit auseinandersetzen und die sich - vor allem - als solche selbst 
deklarieren. Die Periodika Innere Sicherheit (das mittlerweile eingestellt 
wurde) und der kriminalist. Fachzeitschrift des Bundes Delltscher Krimi­
nalbeamter werden als Materialbasis für Texte von Expertinnen des soge­
nannten Konservativen Diskursstranges ausgewertet. 

c) Medien: Hier erfolgt eine Beschränkung auf die Illustrierte Stern und in
Einzelfällen das Nachrichtenmagazin Der Spiegel. Kann man bei den ande­
ren genannten Bereichen das semantische Feld, d.h. das Begriffsreservoir,
welches Indikationswörter enthält, die die Beiträge als näher untersu­
chenswert ausweisen (z.B. die Verwendung des Wortpaares "Innere
Sicherheit"), verhältnismäßig eng fassen 14, ist für den Bereich Medien eine
Änderung des Vorgehens nötig. Allein aus dem Grund, daß idealtypi­
scherweise (25 mal 52 Wochenausgaben=) 1300 Einzelhefte zu untersuchen
wären, ist eine eingehende Untersuchung einzelner Hefte bzw. Artikel nur
nach einer Vorauswahl möglich. Die Vorauswahl vollzieht sich anhand einer
Sichtung der Titelblätter. Als relevant werden hier außer der expliziten Nen­
nung der Begriffe "Sicherheit" und "Innere Sicherheit" auch Bildmotive
eingestuft (z.B. Fahndungsfotos, Tatortaufnahmen oder Zeichnungen und
Illustrationen, die assoziativ mit Verbrechen, Kriminalität o.ä. zu verbin­
den sind). Die so ermittelte (wesentlich geringere) Anzahl von Heften wird
in einem zweiten Schritt intensiver auf ihren genauen Heftinhalt (hier sind
insbesondere die Titelgeschichte bzw. die Artikel des Themenschwer­
punktes zu nennen) hin untersucht. Parallel zu den Ausgaben der Illustrierten
Stern, die solche Fundstellen liefern, werden jeweils die Nummern des Nach­
richtenmagazins Der Spiegel aus denselben Erscheinungswochen
(plus/minus zwei Wochen) gesichtet, um thematische Überschneidungen und
mediale Verdichtungseffekte zu ermitteln.

3.3 Frageraster 

Es wird versucht, die sprachlichen und symbolischen Wirkungen des 
Sicherheitsdiskurses hervorzuheben. Zur Untersuchung wird ein Raster her­
angezogen, entlang dem sich Texte bzw. Textauszüge analysieren lassen. 
Das Frageraster zielt in erster Linie auf die unterschiedlichen Arten und 
Adressen von Kodierungen bzw. Verknüpfungen ab. Es umfaßt Fragen nach 
verwendeter Kollektivsymbolik (Abbildungen, Bild- und Sprachmeta­
phern), den vorherrschenden Verbindungen zu anderen Diskursen, der Ver­
wendung symbolischer Zahlen. Wer wurde und wird als bedroht und was 
bzw. wer als drohend präsentiert? Bezüglich der Bedrohungskonstruktio­
nen ist zwischen einer Ebene der Versachlichung (Kriminalitäts- bzw. 
Deliktarten) und einer Ebene der Personalisierung (Personen/Gruppen, die 
als Kriminelle kodiert werden) zu differenzieren. 

14 Es ist zu erwarten, daß in Fachpublikationen aufgrund ausgeprägter Fachter­
minologien die Begriffssensibilität recht hoch ist. Die Verwendung alltags­
sprachlicher Formulierungen und Umschreibungen zum Thema Innere Sicher­
heit ist hier geringer, die thematische Relevanz eines Beitrages wird deshalb 
um so eher durch die explizite Verwendung des Fachbegriffes "Innere Sicher­
heit" indiziert. 
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3.4. Zentrale UntersLtchLtngsdimensionen 

a) Seriellität und Parallelität: Die Untersuchung verfolgt das Ziel, anhand
der Re-Lektüre und Neuinterpretation ausgewählter Texte, den Diskurs über
Innere Sicherheit in der BRD zwischen 1972 und 1997 einer kritischen Revi­
sion in mehrfacher Hinsicht zu unterziehen. Beabsichtigt ist, wie bereits vor­
gestellt, dessen Periodisierung auf Basis der für diese Zeitspanne feststell­
baren und historisch je spezifischen Lei�feindbilder, bei gleichzeitiger
Berücksichtigung der Mehrdimensionalität des für einen jeweiligen
Abschnitt feststellbaren Feindbildsets. Dies läßt sich mit den Begriffen Seri­
ellität und Parallelität umschreiben.

Die These ist, daß zu jedem Zeitpunkt des Untersuchungszeitraumes ein 
Set von Feindbildern existiert (z.B. Ausländerkriminalität, Terrorismus, 
Extremismus, etc.), in jedem Set jedoch eines der jeweils parallel existie­
renden Feindbilder eine hervorgehobene Rolle spielt( e) und in diesem Sinne 
Leitfeindbild ist. Trotz dieses fortwährenden Nebeneinanders verschiede­
ner Feindbilder (Parallelität) lassen sich im Zeitablauf Veränderungen im 
Set erkennen. Neue Feindbilder entstanden, alte, womöglich gar Leit­
feindbilder, scheinen sich aufzulösen, verschieben sich und andere, z.T. 
ebenso alte, etablieren sich wiederum als neue Leitfeindbilder 1'. Einfach 
gesagt: während vor über zwanzig Jahren vorherrschend davon die Rede 
war, das der "linke Terrorismus" die aktuell größte Bedrohung der Inne­
ren Sicherheit darstelle, ist in den letzten Jahren zunehmend davon die Rede, 
daß dessen Bedrohungspotential nun wohl nicht mehr ganz so groß sei. Dis­
kussionen um die Aufhebung der sog. Sicherheitsgesetze bzw. den � 129a 
oder auch die Amnestiedebatte mit Blick auf lebenslänglich inhaftierte RAF­
Mitglieder seien hierfür als Belege genannt. Was nicht heißt, das dieses Feind­
bild heute nicht mehr mobilisierbar oder völlig irrelevant geworden sei. 
Zugleich haben diesem aber andere Bedrohungsszenarien (z.B. Organisierte 
Kriminalität) den sicherheitsspolitischen Rang abgelaufen. Diese ange­
sprochenen Veränderungen hinsichtlich der historischen Abfolge und der 
Verschiebungen der Feindbildsets, d.h. des Nacheinanders, werden als Seri­
ellität bezeichnet. 

b) Konservativer und Kritischer Sicherheitsdiskurs: Entsprechend der
bereits vorgestellten Kategorien wird im Rahmen der Forschungsarbeit eine
Trennung des Sicherheitsdiskurses in Konservativen Sicherheitsdiskurs
einerseits und Kritischen Sicherheitsdiskurs andererseits vorgenommen
werden. Entlang dieser Trennung wird versucht, die jeweils zentralen Posi­
tionen beider Diskurse im historischen Verlauf, d.h. des zugrunde gelegten

15 So gibt es Leitdiskurse und auch subalterne Diskurse. Insbesondere der Dis­
kurs, oder in diesem Kontext besser: der Diskursstrang Ausländerkriminalität 
ist nicht erst seit zwei oder drei Jahren in sicherheitspolitischen und kriminal­
politischen Diskursen präsent. Das Bundeskriminalamt widmete beispielsweise 
im Oktober 1988 in Wiesbaden eine seiner Arbeitstagungen dem Thema "Aus­
länderkriminalität in der Bundesrepublik Deutschland". Sogenannte empiri­
sche Untersuchungen zu diesem Thema sind bereits seit den sechziger und sieb­
ziger Jahren Bestandteil des Diskurses. Doch erst in den letzten Jahren avan­
cierte dieses neorassistisch konnotierte Feindbild zur Leitbedrohung. 
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Zeitraumes von 1972 10 bis 1997, anhand ausgewählter, markanter Texte nach­
zuzeichnen. Die vorgenommene Trennung intendiert jedoch nicht die 
Behauptung, beide Teile des Sicherheitsdiskurses ließen sich als historisch 
voneinander getrennt verstehen. Vielmehr nachvollzieht diese Trennung im 
ersten Schritt die den jeweiligen Positionen sowohl von ihren Protagoni­
stinnen zugedachten Wertungen, d.h. Selbstdeklarationen, als auch - ihrer 
verbreiteten Lesart entsprechend - deren gesellschaftspolitische Wirkung. 

Die vorgestellte Einteilung soll nicht darüber hinwegtäuschen, daß beide 
Teile des Sicherheitsdiskurses nicht als monolithische Blöcke aufeinander 
bezogen werden (können). Exponiert ist die Widersprüchlichkeit zu wür­
digen, die beide durchzieht 17

. Die Trennung erscheint dennoch vielver­
sprechend, weil m.E. der Sicherheitsdiskurs bislang_ nicht aus einem Blick­
winkel betrachtet wurde, der eben seine kritischen Außerungen zur je herr­
schenden Politik der Inneren Sicherheit bündelte und untersuchte, sondern 
stattdessen die Vorstellung von Positionen des Konservativen Sicherheits­
diskurs zumeist in den Mittelpunkt rückte. Im ersten Schritt sollen besagte 
Positionen des Konservativen (mehr Polizei, schärfere Gesetze) und des Kri­
tischen Sicherheitsdiskurses (herrschende Politik Innerer Sicherheit 
bedroht Grundrechte bzw. die Bürgerinnen, Sozialpolitik wäre bessere Kri­
minalpolitik) als gegenläufig aufeinander bezogen verstanden werden. Im 
Anschluß daran werden beide jedoch unter der Fragestellung bewertet, ob 
und inwieweit sie, trotz ihrer angenommenen und sich auch gegenseitig zuge­
wiesenen politischen Differenz, bestimmte Annahmen teilen (Krimina­
litätsverständnis, Bildlichkeit etc.). D.h. letztlich auch zu prüfen, inwieweit 
Teile des Kritischen Diskurses, abseits aller Intentionen und Selbstver­
ständnisse, herrschenden Sicherheitslogiken entsprechen oder zumindest 
ihrem eigenen kritischen Anspruch zuwiderlaufen. Inwieweit erheben sie 
gegen vorhandene Feindbildkonstruktionen Einspruch, inwieweit teilen sie 

16 "Im Jahre 1972 gelang es, durch( ... ) Verfassungsänderungen und Gesetzes­
änderungen unter der Bezeichnung 'Innere Sicherheit' zusätzlich Befugnisse 
für den inneren Notstand zu verabschieden, die angesichts der Notstandsop­
position 1968 nicht durchgesetzt werden konnten" (Seifert 1981, S. 152). In die­
sem Kontext steht zugleich das am 17.Juni 1972 durch die Innenministerkon­
ferenz beschlossene "Programm für die innere Sicherheit". Diese beiden Sach­
verhalte -und die eingangs bereits angesprochene 'begriffliche Wende· von der 
Öffentlichen zur Inneren Sicherheit anfangs der siebziger Jahre - rechtferti­
gen, dem Jahr 1972 eine besondere Bedeutung im Sicherheitsdiskurs beizu­
messen und begründen dessen Wahl als Beginn des Untersuchungszeitraumes 

(vgl. auch Busch/Funk 1979, S. 219). 
17 So ist beispielsweise die "Bundesarbeitsgemeinschaft Kritischer Polizisten und 

Polizistinnen" trotz ihrer institutionellen Position bekannt für einen Standpunkt, 
der sich dem Kritischen Diskurs zuordnen läßt. Gleichwohl halte ich die bei­
den o.g. Teile (Kritisch/Konservativ) für sich genommen jeweils hegemonial von 
den vorgestellten Hauptlinien geprägt. Ohnehin soll die Zugehörigkeit nicht 
pauschal entsprechend institutioneller Anbindung festgelegt werden, sondern 
ebenso unter Berücksichtigung der vertretenen Position. Dabei ist gleichwohl 
feststellbar, daß eine entsprechende institutionelle Anbindung bzw. Nähe zum 
Sicherheitsapparat für bestimmte Positionen prädestiniert. 
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sie? Hierbei ist zudem die These zu überprüfen, ob just die angedeuteten 
impliziten Überschneidungen es Teilen des Kritischen Diskurses überhaupt 
erst ermöglichen, sich als ernstzunehmend zu etablieren, d.h. gesellschaft­
liche Anerkennung zu erheischen. Dieser Aspekt steht im Zusammenhang 
mit Überlegungen bezüglich der Rolle und Funktion kritischer Intellektu­
eller bei der Ausarbeitung und Organisation gesellschaftlichen Konsenses 
(vgl. Demirovic 1997, S. 149ff.). Wobei Konsens hier nicht lediglich eine 
Denkweise oder Einstellung im allgemeinen meint, sondern - im Kontext 
des Gegenstandes dieses Promotionsprojektes - kollektive Praktiken 
bezüglich des Umgangs mit Innerer Sicherheit, Kriminalität und den Kate­
gorisierungen, die in diesem Zusammenhang geltend gemacht werden. Das 
legt den Schluß nahe,jene bereits angesprochenen Überschneidungen nicht 
bloß als Indizien einer Etablierung wahrzunehmen, sondern zugleich auch 
als notwendige Voraussetzung für im bzw. vom Sicherheitsdiskurs ernstge­
nommene Kritikerinnen. 
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